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Kern: Soziale Schere wird sich durch Abschaffung der
Grundschulempfehlung weiter öffnen

Kultusministerium hat sich Alternativen aus ideologischen Gründen verweigert - Der
bildungspolitische Sprecher der FDP-Landtagsfraktion, Dr. Timm Kern, hat in einer Landtagsdebatte über
die von Grün-Rot betriebene Abschaffung der verbindlichen Grundschulempfehlung kritisiert, dass sich
das Kultusministerium von vornherein Alternativen „aus ideologischen Gründen verweigerte“. So habe
die FDP-Landtagsfraktion vorgeschlagen, dass beispielsweise die letzte Entscheidung bei der
aufnehmenden Schule liege, eine regelmäßige Überprüfung der Grundschulempfehlung am Ende von
Klasse 6 stattfinde, oder der Schulwechsel durch Kursangebote in den Kernfächern erleichtert werde.
Kern: „Wir bedauern ausdrücklich, dass die grün-rote Koalition diese und andere Vorschläge zur
Verbesserung des bestehenden Verfahrens nicht geprüft hat.“

Das Kultusministerium wird nach den Worten von Kern mit der Abschaffung der verbindlichen
Grundschulempfehlung erreichen, „dass sich die soziale Schere zwischen bildungsfernen und
bildungsnahen Bürgerschichten durch Ihre ideologische Politik weiter öffnet“. Und: „Dass sich diese
Erkenntnis mittlerweile auch bei Teilen Ihrer Fraktion durchsetzte, wie wir in der letzten Sitzung des
Bildungsausschusses erfahren haben, wird den sozialen Schaden Ihrer Entscheidung nicht
mindern.“Kern weiter: „Bereits nach acht Monaten Regierungszeit stehen Sie mit Ihrer Kultusministerin
auf den rauchenden Trümmern einer verfehlten und gescheiterten Bildungspolitik. Ob
Philologenverband, Realschullehrerverband, VEB, Berufsschullehrerverband oder GEW: Niemand lobt
Ihre Bildungspolitik. Und diese Verbände repräsentieren die Fachleute vor Ort, die Ihre verfehlte,
ideologische Bildungspolitik ausbaden müssen.“


